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Allgemeine Nebenbestimmungen fQr Zuwendungen zur 

Projektfördaoang (ANBest-P) 

-s-~ 

Die Allgemeinen Nebenbealimmungen sind Bestantiteil deS 
Zuwendungabescheldes, soweit ln Ihm . nicht ausdrtlc:klch etwas 
anderes bestimmt Ist. Sie enthalten Nebenbeslim~n.~ngen Im· Sinne. 
von § 36 des Harnburgischen Velwaltungsverfahrensgeselze$ 
{HmbVwVfG) bzw. von § 32 des Sozialgesetzbuchs - Z&hntea Buch -
(SGB X) und ErUIUterungen. 
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1.1 

Mforderung und Verwendung der ZUwendung 

Die Zuwendung darf nur zur ErfQßung des Im Zuwendungsbescheid 
nach Umfang, Qualltat und Zlelisetzung bestimmten Zwed<e 
verwendet werden. Die Zuwendung Ist wirtschaftlich und spa~am zu 
verwenden~ 

Dle Zuwendungsemptangerln oder der Zuwendunasempfänger mues 
siclle~nen, dass alle ihre oder seine Einnahmen und Ausgaben in 
klarer Zuordnung zum geförderten Projekt - auch in Abg~ng zu 
anderen Projekten oder dem allgemeinen GeschAftsbatrfab -
nachvollziehbar belegt werden k6nnen. Die Abgrenzung umfasst ggf. 
auch ä~e GemeinkDst.en und das Verfahren zu deren. Umlage auf dle 
einzelnen Projekte und den allgemeinen Geechll13betdeb. 

1.2 Die eigenen Mittel und dle mit dem Zuwendungszwack ­
zusammenhingenden Einnahmen der ·Zuv.renc;fungsernpfängedn oder 
'des Zuwendungsempflngem (InSbesondere ZUWendungen, 
Leistungen Dritter) sfnd nach Maßgabe des Zuwendungsbescheide a!& 
Deckungsmi!tel eitlz:usatzen. • · 

1.3 Besserstellungsveroot I Mfndestentgelte 

1.3.1 Besserstellungsverbot 

Werden die Geaamtausgaben der Zuwendungsempftlngertn oder des 
zuwendungseJ11)fangers Oberwiegend aus ZUwendungen der 
Off&fltllchen Hand bestrltlen, darf die zuwendung&empfingerl[l, oder 
der Zuwendungsempranger ihre oder seine Beachiftlgtan flnertl;lell 
nicht besser stellen als vergleichbare Bedienstete der F~aien und 
Hansestadt Hamburg. 

. HOhere Entgelte als nach dem TVL sowie 50~ Ober- und 
außertarifflehe Leislungen dDrfen nicht gewAhrt werden. 

Abweichende IBrif\lertragllche Rägetungen bleiben unberDhrt. 

1.3.2 Mindestentgelte 

2 

Beschäftigten sind die Minefestentgelte z:u ~hlen, die ln H~he und in 
Bezug auf den Zalllungazeltpunkt d&Q Vorgaben <faajenigen 
Tarifvertrages genQgen, an den die Zuwendungsempfängerln oder der 
Zuwendungaernptlnger aufgl\lnd des ~rbeltnehmer-Entaendegesetz 
(AEntG) gebunden Ist Dies gilt ent.spNchend fOr andere geee1Ziiche 
Bestimmungen Ober Mlnde&tentgelte. Soweit Leistungen vergeben 
werden (VOB · I VOL), sind die Auftnlganehrnerinnen und 
Auftragsnehmer durch die ZUwflndungsempfangerln oder den 
ZUIN$ßdungaeri1pt.!nger entsprechend zu verpflichteh. 

~ 

~ 
+­
~ 

~' 
~ . 
(.v 



.. , 

14.023 
Anlage 2 • ANBest • P • 

Wzu§44 LHO 

1.4 Oie Zuwendung darf nur Insoweit und nicht eher angefordert werden, 
als sie Innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung fllr fAHige 
ZahlUngen zur ErlOllung dll8 Zuwendungszwecks ben~ wird. Oie 
Anforderung jedes Tellbetnlges muss die zur Beurteilung des 
Mittelbedarfs erfonferiichen Angaben enltlltlten. 

1.5 Im Obf%jen dQrfen die Zuwendungen nur wte folgt 1n Anspruch 
genomman weiden; 

1.5.1 bal Anteil- oder Festbellllgsflnanzlärung j~ls anteilig 'mn etwaigen 
Zuwendungen anderer ZUWendungsgeberinnen oder 
Zuwendungagabar und den vorgeselrenen eigenen und aonatlgen 
Mitteln der ZUwendungeempfilngerin oder des ~endungs-
empfAngera, · · 

1 .5.2 bei Fehlbedarfsfinanzienmg außerdem enst. wenn ÖIB vorve-eilenen 
eigenen und SQnstlgen Mittal der Zuwendungsemp11ngerin cder dee 
Zuwendungsempflilgens verbraucht alnd. 

1.8 Ausgezahlte Zuwendungen, dls am Jah1'8GE1nde nlchl \relblaucht 
wurden, alnd ·wenn 1Dr denselben ~ck Zuwendungen Im Felgejahr 
bewilligt weiden • auf die Anfol'derung zu Beginn . des Fotgejahl8s 
anzurechnen. 

1.7 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dQrfen nur vereinbart oder 
bewirtet werden, soweit dies allgemein Obiich oder durch be6cndere 
Umatllnde gerech~ Ist. · 

1.8 ROcklagen (md ROckstallungen bzw. am :Jahreaend~ nicht verbnauclrte 
Zuwendungen dOrfan nur nach Maßgabe des Zuwendungsbeachekta 
gebldet bzvi. verwendet ~en. Andere Regelungen ln 
RechtsvorBChrlften bleiben unberührt. 

1.9 Der Zuwendungsbescheid kann mft Wirkung fQr die Zukunft wllterruren 
weiden, wenn eich herausstellt. dass der Zuwendungszweck nicht zu 
erreichen 1st. 

2 Nachtrigliche ErmUigung dar Auegaben oder Anderung der 
Flnanzterung 

2.1 Ennllßlgen alch nach . der BewiRigung die in Finalllierungaplan 
veranschlagten Gesamtausgaben, emöhen sich dla Dectungsmitt.el 
oder treten neue Oeckungsmltt&l hinzu, so vermindert sich die 
Zuwendung 
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2.1.1 bei Antelfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 
Zuwendungegebednnen oder Zuwendungageber und deo 
vergesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der ZUWendungs­
empfangerin oder des Zuwendungsempfangers, 

2.1.2 !)ei Fehlbedarfs~ und Vollfinan;r:lerung um den vollen in Betracht 
kommenden Betrag, . · 

2.1.3 bef Fes~betrilgsflnanz.lerung, . wenn sich die ZU'I_'Iendungl!lfal\lgen 
Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung er-rnAßigen, auf 
die HOhe der ta1slchlichen ~dungsflhlgen Ausgaben. 

2.2 ln den Flllen der Nm. 2.1.1 und 2.1.2 vermindert sich die Zuwandung 
n11r. soweit nicht die Bildung von ROcklagen, ROckstellungen oder 
sonstige VetWefldungszwecke im Zuwendungsbescheld zugelassen 
sind. · 

2.3 Die Zuwendun~ngem oder der Zuwe!ldungself1)flnger ttet 
nach der Erfllllung des ZUwendungszwecks ihr bzw. Ihm varbleibende 
Mittel aus Minderausgaben oder Mehreinnahmen, dfe nach i'k'. 2.1.1 
bis 2.1.3 auf die ZUWendung . mindernd anzurechnen sind, 
unverz.Dglch. • spätestens mit Voriage des Verwendunganachvelsee • 
zu erstatten. · 

3 Vergabe von Auftrigen 

3.1 B~tl der Vergabe von Auftragen ist die zum Zeltpunkt der 
Ausschreibllng jeweils geltende Fassung anzuwenden. 

3.1.1 Abschnlt11 dacVergabe- und VertraQSQI'dnung fQr Bauleistungen Tell 
A · (VOBIA), wenn der Gaaamtauftlagswert der BaumaBnahme bzw. 
"des Bauwerks (alle Bauauftrtlge fOr eine bauliche Anlage) ohne 
Umsatzsteuer mehr als 50.000 EUR bettagl; 

3.1.2 Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung fllr Leistungen Tefl A 
f.YOUA), wenn der Jahreswert der Lieferung oder Leistung ftlr eine 
Wa111ngrupp(, ohne Umeatzuteuer mehr als 25.000 EUR betragt. 

4 
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3.1.3 Weltergehende Bestimmungen, die die Zuwendungsempflngerln oder 
den ZUWendungaempfänger zur Anwendung von Vergabevol"9chriften 
verpfltchten. 11 · 

3.2 Auch Auftrige, die die unter den Nm. 3.1.1 und ~.1.2 genannten 
Betragsgmtizen nicht erreichen, sind unter den Geaichf.$punkten der 
wirtschaftlichen und spa~men MittelVerwendung in der Regel auf der 
Grundlage mehrerer schriftlicher Angebote (Wettbewerb) zu Vergetitln. 

• 
4.1 

4.2 

s· 

lnvantarfsterungspfllcht 

Oie Zuwendungsempftlngerln oder ~ Zuwendungseri1Jflnger da.rf 
Ober Gegonai!nde. dle zur Elftlllung dea Zuwendun~ 
erworben oder hergestefit werden, wr Ablauf der Im 
~ndungsbescheid festgelegten zeltflehen !3in~ung nlcbt verfllgen. 

Die ZUWendungsempfAngertn oder ~r ZUwendungsempflnger hat c:lle 
zur Erfntlung des Zuwendungazweck$ beschafften Gegenatlnde, 
damn Anschaffungs- oder Hen~teftungsko&ten ohne Umsatlalsuer 
410 EUR Ob81'111e[gen, zu Inventarisieren. Soweit die Freie und 
Hansellf;adt Harnburg Eigentomerin ist oder wird oder dlngllahe Rechte 
hat, sind die Gegenstande ln dem Inventar besonders zu 
kennzek:hneh. 

Mlttellungapflichtan der Zuwendungaempfängerfn oder det 
Zuwendungaempflngera 

Die ZuwendungsempfAngerin oder der Zuwendungsempftnger Ist 
verpfllch~t. unverzQgllch der BewillgungsbehOrcle anzliZt!lgen, wenn 

1l Zu ANBest- P, Nr. 3.1.3 

Ein• Mitergehende Bellimlung Wlle z.B. dla Ve~ zur ~ 
Auaechnllbung ln den Flllen da& § 98 deS GMetzu 01U4N1 
~- GW8-in~ mit 12 der VorordniiiiQ W.ch 
V81l1Qbe Cffenlllcher Allftttge - V~ -. n diNa-1 Fllen ist dir )6wai1Ge Ab«::wwftt ~ des 
jeweiligen Tellas A dir Vergabe- und VenniQSOidnung fOr BaulelstU'Jgen (VOS) und der 
V ... und V~\IIQ ftlr lellllllngan (VOUA) 10111ia cle v.rglbeot'dtarng t'Dr 
freberutr!Che Leiltungan (VOF) dUld! die Zuwendta'lglemj)(Jngerin oder dln 
Zuwtlndungsempflngar zu beacl!ten. 

Sei Autlnlggebem niCh § 98 Nummem 1 bis 4 des GW8 gilt fOr Auftrlga. dll im 
zu.mmenheng mit Tttlgkelten auf dem Geblat dllr Trinkwaatar- odar 
Enarglelleraorgung oder ciBB VIIfitein (Sek1Dntf!l~looilen) wr!JIIben ~~~erden, die 
Saktorerwe~nung vom 23. Septamber 21109 (BGBI. I S. !110~ 

5 

1 

) 

14.023 
Anlage 2 • ANBest- P -
Wzu§44LHQ 

5.1 

5.2 

aie I er nach Vol1age des Ananzierungsplans weitere Zuwendungen 
ftlr denselben Zweck bei anderen öffen!llchen Stellen beantragt oder 
von Ihnen erflalt, 

sonelige fOr die Bewiligung der Zuwendung maßgebliche Umstände 
&Ich tndem oder wegfallen, insbesondere der Im Zuwendungs­
beecheld beschriebene Zuwendungszweck nach Umfang, Qualitat und 
Zieleatzung nicht oder mil der bewlllg19n Zuwendung nlctlt zu 
erreichen tst, . 

5.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht il)nerhalb von I:Wel 
Monaten nach Auszahlung zur ErfQflung des Zllwendungazwecka 
verbraucht werden kOnnen, 

5.4 aua der ZUWendung beschaffte oder hergestellte Gegenstande 
lrmemelb der Im Zuwendungsbescheid featgeleg1en zeltliehen 
Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszwect ve·rwa~et 
oder nicht mehr ben6tlgt werden, 

~.5 ein lnsolveo~rfahren gegen sie oder Ihn beantragt oder eroffnet 
wtrd. 

6 -Nachwele der Verwendung 

6.1 

6.2 

6.3 

6 

Die· Ve11(11811dung . der Zuwelldung ist Innerhalb von IeChs Monaten 
nach ErftlRung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf 
des sechsten auf den BewDiigungszeitraum folgenden Monat. der 
BewlRigungsbehörcle nachzuweisen (VerwendungsnachwtMs}, aowe11 
Im Zuwendungsbescheld keine abweichenden Fristen beetimmt sind. 
Der Veswendungsnachwels besteht eus einem Sachberlcht und einem 
zahlenmäßigen Nachwels sowie den ggf. Im Zuwendungabeschetl 
genannten weiteren Unterlagen. 

ln dem Sachbertcht sind nach Maßgabe des Zuwendungsbeschelda 
die VetWendl.Wlg det" Zuwendung sowie .das arzlefta Ergebnia Im 
Einzelnen darzustellen. 

ln dem zahlenmlßigen Nachwels sind alle mit dem ZUWendung• 
zweck zusammenhAngenden Einnahmen (ZuWBndUhgen, Leistungen 
Dritter, eigene Mittel) und Ausgab;en entsprechend der Gliederung des 
Ananzlerungsplans summanach auszuweisen. Soweit die 
Zuwendungaempfängerln oder der Zuwendungaempfanger dfe 
MOgßchkelt zum Vorsfeuelabmg nach 
§ 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dDrfen nur die Entgelte (Preis 
ohne Umsatzsteuer) berOcksfchtigt wetden. 
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Im Verwenduogsnachweis iat zu bestl~n. daall die Ausgaben 
notwendig waren, dau wirtschaftlich und sparsam verfahrun worden 
lit und die Angaben mit den BOchem und den Belegen 
Obereinstimmen. 

Mit dem Nacllwels alnd auf Anforderung der Bewilllgungabehtirde die 
Origlnal>elege (Einf!Bhme- und Auagabebelege) Dber die 
Einzelzahlungen und die Varttge Ober die Vergabe \/Oll .AuftrAgen 
vorzulegen. Die BeleQe moaaen die Im &!schlflaverkehr Qbl~n 
Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege Insbesondere 
die Zlhlungselt1lftln1J8M oder den Zahlungsempflnger, Grund und 
TaiJ der Zahlung und bel Gegensttnden 'den Vet'olt'endungazweck. 

Die Zuwendungsempflngerln oder der Z\JWendungaampfi~ hat dle 
in Nr. ~li genannten Belege und Vertrtge sowie alle sonst ml dar 
FOrderung zusanmenhlngenden ·Urrt&rtagen (vgl. Nr, 7.1 S.tz 1) 
sechs Jahnt a~ran. sofern nlchtnaclllteuemchtlcllen oder 
anderen Vorachrttten eJne IAAQere Auhwahrungsfrist beslinmt Ist. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf dea Kalendeljahrw, in dam 
der Verwendungenachweil vorgelegt worden llt. Zur Aufb8'NIIhnlng 
können auch Bild· oder Oatentrllger verwendet werden. 

Der Bew!lllgungsbehl)rde 1st mitzuteilen, Inwieweit die Mittel' aus der 
Zuwendung zur Beschaffung oder Heratellung von 
Verrn(lgensgegenstanden wrwendet wurden. Oie Nutnlngadauem 
und AAlMerungszeltpunlde der aus Ztlwendungamltleln geschaffenen 
oder erworbenen vermoganagagens!Ande des Anlagevermogena sind 
anzugeben. 

P~ungderVenNandung 

Die BewilllgungsbehOrde (einschließlich der fllr ale zu&Uindlgen 
Vorprtifungastelle) 1st berechtigt, BOcher, Belege und aonetlge 
Geachäftaunterfageii anzufordern sowie die Vetwendung der 
Zuwandung durctl Ortlche Erflebll'lgen - auch unangemeldet - zu 
pl1lfen oder dUrch Beeuftregte prOfan zu •asen. Oie 
ZuwendungsempfAngerin oder der Zuwendungcampfilnl)er hat dte 
erforderlichen Untertagen ordnungsgerniß und pt1l1baf bereitzuhalten 
und die notwendigen Auakonfte zu arfellen. 

Hierzu gehOrt auch die Weitergabe personenbezOgener Dillen 
Ihrer/seiner Beschtftigten, soweit sie fOr die PrOfung der Verwendung 
der Zuwendung nach den Bedingungen des Zuwandungebeschelds 
herangezogen werden mnssen. Die Besdllftlgten elnd Ober die 
Welletgabe der Daten zu unterrichten. 
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7.2 Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Harnburg ist nach § 91 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) II bemchtlgt. bet der Zuwen-. 
dungsempflngerln oder dem Zuwendungsempfanger zu pi11fen. 

8 Eratattung dar Zuwendung, VerzfMung 

8.1 Die Zuwendung 1st zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheld nach 
dem HmbVwVfG (§§ 43 bi9 49a) bzw. nach dem SGB X (§§ 44 bis 47 
und 50) mit Wll'owTig !Ur die Vergangenl'leit xurockgenommen· oder 
wldenrufen oder sonst unwir1csam wird. 

8.2 Nr. 8.1 gUt Insbesondere, wenn 

8.2.1 eine auflc511ende Bedingung eingetreten lat, z.-B, nachträglldle 
ErmaßfgiXIg der Atlsgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 
2, 

8.2.2 die ZUwendung durch unric:htlgo oder unYOIIstlndige Angaben erwirkt 
worden llt, 

8.2.3 die ZUWendung nicht oder nicht mehr fllr den vorgesehenen ZWectt 
oder unwlrtscllaftl!ch verwendet wird; dasselbe gUt fDr aus der 
Zuwendung besdlaffte Gegenstande. 

8.3 Ein Wtdei{Uf mit Wirkung ftlr die Vergangenheit kann auch ln Betractrt 
kommen, eowelt die Zuwendungs&mptAng~rln oder der Zuwendungs­
empllnger 

8.3.1 Auflagen nicht oder nicht innerhab einer geaetzten Frist erfORt, 
lrwbeaondere den vorgeachrlebenen Verwendun~nachweic nicht 
rechtzeitig vor1egt sowie MitteilUngspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig 
nachkommt oder 

6.3.2 dle Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung 
tllr fä~ Zahlungen zur ErfOIIung des Zuwendungszwecks (v~. Nr. 
5 .3) Verwandet. 

e 

II ZuAABest-P, Nr. 7.2 

§ 91 Abt. 1 (Auaug) und Abe.. 2 LHO lauten: .,(1) Der Rechnungshof l5l 
berechligt, be• stellen außerhalb der Verwaltung zu profan, wenn Sie von der 
Freien und Hanae&tedt Harnburg Zuwendungen erhalten. leiten diele 
Stellen die Mittefan Orttte Mitllr, ao kann d• RechnuJ'GI}Iof aJdl bel diesen 
pl1lftln. (2) Oie Prllfung ers1reckt sich aul cle bestimmungarnlßlge und 
wtr1t!Ch:rftliche VBIWIIItung und Verwendu~. !iel Zuwendungen tsnn ele slctl 
auch auf die S0f1!1t%je Haushalts· und Wlr!ScMftstllhrung des Empf*lgers 
eralrecken, soweit es der Redlmmgshof fDr aelne PrOfting 1llr notwendig 
'tlltt.• 
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8.4 Werden zuweßdungen nlcbt lnnertlalb von zwei Monaten nach · der 
Auszahlung zur Erf!lllung des ZUWandungazwecks verwendet und wird 
der ZLtwendungsbescheld nicht zurOckgenommen oder widerrufen, 
~nnen flir die Zeit von der Auszahlung bis zur zwec"kentsp~chenden 
Verwendung Zinsen in H!lhe von 6 P~ntpunkten· Ober dem 
jeweiligen Basi&zlnssatz nach § 2.47 BGB 31 jlhlllch verlangt werden. 
En~recllendea gilt, sollll!llt die Zuwendung ln Anspruch genommen 
wird, obwC?hl andere Mittel anl&lllg oder vorrangig einzusetzen sind. 

~ Zl.l ANBeat • P, Nm. BA 

Der Etllatlungsanspruch wird nach § 49a HmbVwfG bZW. nach § 50 SGB X 
mit 5 Prcmm!punkt.n Ober dem jevleßlgen Bastszlnii!IC nach § 247 8GB 
jahrich varzlnst. 

Det BeslBzfnaaatz vanlndert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden 
Jahras, wann. 8ICh serne BeztJgsgiOBe geandart hllt (§ 247 Abe. 1 BGB}. Oie 
Oe.utsche Bundesbank gibt d1e BaaiRinNIIze Im Bundesanzeiger bekannt 
(§ 247 Abs. 2 BGB). 



Anlage6.1 
zum Planungsvertrag 

für die Lph # bis Lph # 
vom xx xx xxxx 

Zuwendungsempfänger: 

Name Datum 
DB xxx AG/GmbH 

Ansehr1ft Ansprachpartner 
DB xxx AG/GmbH, Regionalbereich xxx Frau/Herr: 
l.xx-xx-x(OE) Telefonnummer: 
Straf$e Haus-Nr. Faxnummer. 
Postleitzahl Ort E-Mail-Adresse: 

Zuwendungsgeber: 

Land xxx/Aufgabentrliger/Gebletskörperschaft 
Dezernat o.IJ. 
Straße Haus-Nr. 
Postleitzahl Ort 

Mittelabrufschreiben auf Auszahlung von Teilbeträgen für Zuwendungen aus dem Planungsvertrag 
(PV) für die Lph # bis Lph # 

Maßnahmenbezeichnung gem. Vertrag 

Bezug 
Planungsvertrag zwischem dem Land xxx und der DB xxx AG/GmbH vom xx.xx.xxxx 

1. Oie erste Auftragsvergabe erfolgte am: xx.xx.xxxx 

2. Bewilligte Zuwendung gem. § xy Abs. x des PV: EUR 

3. ~ewilllgungszeitraum vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx 

4. Auszahlungen 
4.1· Bisherige Auszahlungen Auszahlungsbetrag 

Mittelabruf 
Zeichen 

Zahlungs- Spalte für 
(Datum) elngang m(Jgllche Land/ Gebietsk(Jrperschaftl Aufgabenträger 

1 2 3 4 5 

EUR 
EUR 
EUR 
EUR 

Summe bisherige Auszahlungen 0,00 EUR 
4.2 Beantragte Auszahlung EUR 

5. Bankverbindung 
Geldinstitut: 

oounon .. unooooouuo•• •••••• u••- ••••••u~uoo ... u~ooouououoooooooo••••oouo•ouoooooooooououoouoooo 

Bankleitzahl: 
•••••••ouo .. oo•oooouuuo uoounoouoooooououououououououououoouooooouoouoouoooounouo• • n••• 

Konto-Nr.: 
Codierter Zahlungsgrund: 

OOUOUOUUOOUUU.-ooow••• ••••••••••••••••hOoooh••••••••••••••••••••••• ••o••••• ••••••• ••• ••••• ••• ••••••ro • • 

..... ----......................................................................................................... 

6. Ausgaben 
. . 

6.1. Zuwendungsfähigelfinanzierungsfähige Ausgaben bis xx.xx.xxxx EUR ............. ,. ............................................. 
6.2 Erwartete zuwendungsfählgelflnanzierungsfähige Ausgaben bis xx.xx.xxxx EUR .......................................................... 
Zwischensumme aus 6.1 und 6.2 ............................................... 9.~9.9 .. EUR 
6.3 Bisherige Auszahlungen (Nr. 4.1) 0,00 EUR 
6.4 Beantragte Auszahlung (Nr. 4.2) :::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::: :9:~Q.g~ EUR 
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7. Bestätigungen 
o Die Regelungen des Planungsvertrages wurden berücksichtigt. 

Anlage 6.1 
zum Planungsvertrag 

für die Lph # bis Lph # 
vom xx.xx.xxxx 

o Die Ausgaben waren notwendig, es ist wirtschaftlich und sparsam verfahren worden und die Angaben 
o Die zur Auszahlung beantragte Zuwendung bezieht sich auf zuwendungsfähige/nach dem Vertrag 
o Die auszuzahlende Zuwendung wird innerhalb von zwei Monaten anteilig mit etwaigen Zuwendungen 

----- w•--.•-- ··~---·--

Ort, Datum rechtsverbindliche Unterschrift 

Name,-OE ____ ··-·-

8. Prüfvermerk (nicht vom Antragsteller a4SZIJ(illlen) 

8.1 Bewilligte Gesamtzuwendung (Nr.2) 0,00 EUR 
8.2 Bisherige Auszahlungen (Nr. 4.1) :::::::::::::::::::::: ::::: ::::::::: :::::: ::: :Q:~®:: EUR 
8.3 Restbetrag für Auszahlungen (Nr. 8.1 - Nr, 8.2) ............................................... Q.!~ .. EUR 
8.4 Höchstbetrag für Auszahlung gemäß Ausgaben (Nr. 6.1 + Nr. 6.2) ............................................... Q:.~ .. EUR 
8.5 zur Auszahlung sind anzuordnen ............................................... Q.!~ .. EUR 

8.6 von diesem Betrag (Nr. 8.5) entfallen auf 
Entflechtungsgesetz .......................................................... EUR 
Landesmittei/FAG-Mittel EUR ........................................................... 
Regionalisierungsmitter EUR 

ouu<Oonuoooou ooouuuonouooou u ouoououo•o oouo• 

EUR 
-·· ............................................... ö.:o<f 
insgesamt 

sachlich und rechnerisch richtig: 

-
Ort, Datum rechtsverbindliche Unterschrift 

~ ~---·-

rJat1lf!o 
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Ausgabenblatt 

[J Schlussverwendungsnachweis, N~. 6.1 
[J Zwischenverwendungsnachweis, Nr. 6.1 

zum xx.xx.xxxx: 

lnfrastrukturmaßnahme: Maßnahmenbezeichnung gemäß RuFV 

PSP-Eiement 
lfd. Nr. (Projektstruktur- Beleg-Nr. 

Ausgleichsdat Auftragnehme 

planungselement} um r 

1 .2 3 4 !I 

1 
2-
3 
4 

xxxx 
5 
6 
7 
8 

xxxx 
9 
10 
11 
12 

xxxx 
Summe 

Ausgaben oder von 
den Ausgaben 
abzusetzende 
Einnahmen 

EUR 
6 

0,00 

0,00 

0,00 
0,00 

Sollfinanzierung der bisherigen Ausgaben lt RuFV 

davon Gebietskörper-
davonLand 

schafl/Auf-gabenträger 
davon Dritter davonEIU 

% % % % 

EUR EUR EUR EUR 
7 8 9 10 

0,00 0,00 0,00 0,00 

0,00 0,00 0,00 0,00 

0,00 0,00 0,00 0,00 
0,00 0,00 0,00 0,00 



Bl at t: I ol 
Bukr, 
GB 

BST Bez . 
BST Nr . 
Auftn.gslturznr . 
Bezeichnung I 

I 
APT I 
Auttragsverantw . 
[gültig von I 
IC!Ültig bis I 
Abfrage w. I 

~ 010 ........ , .... 11Aft1 a • • h••,.• n 

Leistungs- Buchungs- Belastet e Leist ende 
d.atua f eriocle J'.oatenar t R-ltoet 

J GJ: \Ue VeneeilDung der lligenlei•t= gen !Jel t e11 \Ue i otern&n J'.oat enaitlle dea B:IlJ. 
Jt.edmungat>e~ liDCerlege • ...,. lll'ac:lnreh gegeDGber Dritt u . Die Grundlage ht die 
xengeiUllfrege s dh ll ( -tung Kenge~~/St~alll · ) 

Ver rechnunc:rsart 
HK OL 
VVP 

Proj. führ .Mst 
Teilprojektnummer 

Berichtszei traum von 
bis 

Sachliche Richtigkelt 

Aalt 
Liefer-
s yetem n>-Fe1d 

MUSTBR 

Manuell je nacb 
Zrforderlichkeit 

erg5nzt • • • 

_ .. , .. der Leistung 
Iet-

PJ:Z Mit Menge 
PBT 

PST 

Anlage 7 . 3 b 
(5ii. s•i t·n) 

zum Planungsvertrag vom 
xx.xx.20xx 

MOg!1cne manueL!e argana. 

(nach 1An4erspeaifiec~en 
ADford.arungen und. 
vertragspart."'le:-I 

stund.euitse .... ·- .. ,. ...... 
0 , 00 
0 ,00 
0,00 
0 ,00 
0 ,00 
0, 00 

0,00 



Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Wir haben den Jahresabschluss- bestehend aus Bilanz, Gewinn­

und Vertustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 

Buchführung und den Lagebericht der OB. Station &Service Akti· 

engeseUschaft, Frankfurt am Main, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis 3L Dezember 2012 geprüft. Oie Buchführung und 

die AufsteUung von Jahresabschluss und Lagebericht ·nach den 

deutschen handelsrechtliehen Vorschriften Uegen ln der Verant­

wortung des Vorstands der Gesetlschaft. Unsere Aufgabe Ist es, 

auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 

Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 

Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Nach unserer Beurteilungaufgrund der bei der Prüfung gewon· 

nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetz­

lichen Vorschriften und vermittelt' unter Beachtung der Grund· 

sätze ordnungsmäßiger Buchfuhrung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens·, Finanz- und 

Ertragslage der GeseUschaft. Der Lagebericht steht ln Einklang 

mit dem Jahresabschluss, vermittelt Insgesamt ein zutreffendes 

Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §317 HGB Frankfurt am Maln, den lL März 2013 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab· 

Schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 

planen und dunchzuführen, dass Unrichtigkelten und Verstöße, 

die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei­

chender Sicherheit erkannt werden. Bel der Festlegung der 

Prllfungshandlungen werden die ~nntnisse Ober die Geschäfts­

tätigkelt und Ober das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 

der Geselbchaft sowie dle Erwartungen über mögliche Fehler 

beruckslchtigt. lm Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 

des rechnungslegungsbezogenen Internen Kontrollsystems 

sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab­

schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich­

proben beurteilt. Oie PrOfung umfasst di': Beurteilung der an­

gewandten Bllanzlerungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen des Vorstands sowie die Würdigung der 

Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 

sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Pri.cewaterho useCoopers 

Aktiengesellschaft 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

" . I I . " . I t . 


